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Sehr geehrte Leser*innen, 
 
wir freuen uns, dass Sie sich für dieses Whitepaper 
interessieren. 

Nachfolgend erhalten Sie wertvolle Einblicke, Tipps und 
Handlungsempfehlungen für Ihren Job. 

Informieren Sie sich über aktuelle, praxisnahe Trends 
und Impulse direkt von unseren Expert*innen. Zusätz-
lich können Sie mit unserem Angebot an verschiedenen 
Weiterbildungen Ihr Fachwissen ausbauen und vertie-
fen. 

Wir wünschen Ihnen viele neue Erkenntnisse beim 
Lesen.



Unternehmen sanieren, bevor die Insolvenz eintritt – das ist das Ziel des Unternehmensstabilisierungs- 

und Restrukturierungsgesetzes. Petra Heidenfelder, Fachanwältin für Insolvenz- und Arbeitsrecht bei 

Schneider Geiwitz & Partner erläutert die Vorteile des StaRUG und ordnet ein, für welche Unternehmen 

es geeignet ist.

Frau Heidenfelder, seit wann gibt es das StaRUG?

Heidenfelder: Das Unternehmensstabilisierungs- 

und Restrukturierungsgesetz, kurz StaRUG ist am 1. 

Januar 2021 in Kraft getreten und stellt die Umset-

zung der Restrukturierungs-Richtlinie der EU in 

deutsches Recht dar. Vereinfacht zusammengefasst, 

können sich Unternehmen mit dem StaRUG auf der 

Grundlage eines von den Gläubigern mehrheitlich 

angenommenen Restrukturierungsplans sanieren. 

Der Stabilisierungs- und Restrukturierungsrahmen 

des StaRUG ist also kein Insolvenzverfahren,  

sondern ein strukturiertes vorinsolvenzliches  

Reorganisationsverfahren.

Wann kommt ein Verfahren nach dem StaRUG in 

Betracht?

Heidenfelder: Bei dem Verfahren nach StaRUG han-

delt es sich um ein Sanierungsverfahren im Vorfeld 

eines Insolvenzverfahrens. Das bedeutet, dass ein 

Schuldner zwar einerseits sanierungsreif sein muss, 

andererseits aber noch nicht insolvenzreif sein darf. 

Für die Sanierungsreife greift das StaRUG auf den 

Begriff der drohenden Zahlungsunfähigkeit in § 18 

InsO zurück. Zugangsvoraussetzung für ein Verfah-

ren nach StaRUG ist daher, dass der Schuldner nur 

drohend zahlungsunfähig ist. Schuldnern, die bereits 

zahlungsunfähig oder überschuldet sind, ist der 

Zugang zu einem StaRUG- Verfahren verwehrt. 

Was sind die Vorteile?

Heidenfelder: Ein StaRUG-Verfahren ist bis auf 

wenige Ausnahmen nicht öffentlich und die Unter-

nehmen führen die Sanierung stets in eigener Regie 

und Verantwortung durch, vergleichbar mit einer 

Eigenverwaltung oder einem Schutzschirmverfahren. 

Zudem ist die Begrenzung auf bestimmte Gläubiger-

gruppen möglich: Die Geschäftsleitung eines Unter-

nehmens muss in einem StaRUG-Verfahren nicht alle 

Gläubiger in die Sanierung einbeziehen. Sie kann 

vielmehr gezielt planen und auswählen, welche 

Gläubiger sie beteiligen möchte und welche nicht. 

Was beinhaltet ein Restrukturierungsplan?

Heidenfelder: Im Restrukturierungsplan, den das 

Unternehmen erstellt, werden der Rahmen und die 

Maßnahmen der Restrukturierung definiert. Diese 

können aber nicht einfach nach dem Ermessen des 

Unternehmens definiert werden. Denn es muss eine 

Drei-Viertel-Mehrheit der in den Plan einbezogenen 

Gläubiger zustimmen. Das ist weniger als bei einer 
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außergerichtlichen Sanierung, bei der sämtliche 

Gläubiger zustimmen müssen. Zudem ist es in 

einem StaRUG-Verfahren möglich, Gläubiger oder 

sogar Gläubigergruppen zu überstimmen, die 

gegen den Restrukturierungsplan stimmen. Dadurch 

verringert sich das Risiko, dass opportunistische 

Gläubiger die Sanierung blockieren. Zudem kann 

die Geschäftsleitung bei einem StaRUG-Verfahren 

entscheiden, ob es sich mit oder ohne eine Beglei-

tung durch das Gericht sanieren möchte. Für eine 

hohe Rechtssicherheit und falls nicht alle Gläubiger 

den Sanierungsmaßnahmen zustimmen, bietet sich 

jedoch eine gerichtliche Bestätigung des Restruktu-

rierungsplans an.

Gibt es auch Nachteile?

Heidenfelder: Das StaRUG ist sehr beratungsintensiv, es 

müssen Vorgespräche mit Banken, Kreditversicherern 

und Gläubigern geführt werden. Es gibt zudem viele 

Verfahrensbeteiligte, und es müssen zahlreiche Gut-

achten erstellt werden. Dadurch ist das Verfahren auch 

kostenintensiv und für Klein und Mittelständische Unter-

nehmen in der Regel nicht geeignet. Bekannte Fälle, 

bei denen das StaRUG genutzt wurde, sind der Auto-

mobilzulieferer Leoni und der Batteriehersteller Varta.

Die Interviewpartnerin:

Petra Heidenfelder ist seit über 30 Jah-

ren im Insolvenz- und Sanierungsge-

schäft tätig, zuerst bei Banken und seit 

2002 bei Insolvenzverwalterkanzleien. 

Sie ist deutschlandweit bekannt und 

wurde zuletzt bei der Einführung des 

StaRUG als Sachverständige im Rechts-

ausschuss des Bundestages gehört.

Rechtsfragen in

DAS IDW S 6 GUTACHTEN
Schwache Konjunktur, hohe Kosten und restriktive Finanzierer: Ralf Zuleger, Rechtsanwalt bei Sernetz Schäfer, 

erläutert, worauf Unternehmen und Gläubiger bei einer außergerichtlichen Sanierung achten sollten und wie 

die juristischen Anforderungen an ein Sanierungsgutachten aussehen.

Herr Zuleger, bei einer Sanierung spielt die Haus-

bank des Schuldners immer eine zentrale Rolle – 

gerade, weil sie oft ein sogenanntes IDW S 6 Gut-

achten verlangt. Warum?

Zuleger: Durch das Gutachten erhalten die Haus-

bank, aber auch andere Finanzierungspartner, wich-

tige Informationen darüber, ob das Unternehmen 

langfristig und erfolgreich am Markt bestehen kann. 

Das Gutachten wird dabei häufig nach dem IDW-

Standard S 6, einem Branchenstandard, gefertigt, 

der dafür sorgt, dass in allen Gutachten wesentliche 

Faktoren und Kennzahlen enthalten sind – auch 

wenn natürlich jedes Unternehmen und auch jede 

Krise individuell betrachtet werden 

muss. Durchleuchtet werden etwa die 

Wettbewerbs- und Renditefähigkeit 

des Unternehmens. Ein IDW S 6-Gut-

achten, das auch Sanierungsgutach-

ten genannt wird, gibt damit auch 

Unternehmen in Krisensituationen 

eine Grundlage für die Kreditvergabe. 

Ein Sanierungsgutachten hat neben den von der 

Rechtsprechung vorgegebenen Anforderungen 



wirtschaftlicher Art auch rechtliche Bedeutung.  

Von wem kann es erstellt werden?

Zuleger: Ein Sanierungsgutachten könnte eigentlich 

auch vom Unternehmen selbst erstellt werden. Aber 

erst, wenn sich ein unabhängiger Experte damit 

befasst, sind das Gutachten und eine darauf 

gestützte Finanzierung nach Auffassung des BGH 

und des IDW „anfechtungsfest“ – aber nur, wenn 

das Gutachten ansonsten die Anforderungen des 

BGH enthält, was bei einem IDW S 6-Gutachten der 

Fall ist. Es geht über die Frage der Zahlungsunfähig-

keit oder Überschuldung hinaus und untersucht, ob 

eine positive Fortbestehensprognose besteht und 

sanierungsfähig ist. Nur wenn diese Frage positiv 

beantwortet werden kann und das Unternehmen 

mit überwiegender Wahrscheinlichkeit saniert wer-

den kann, wird es neue Liquidität in Form eines 

Sanierungskredits erhalten. Mit einem positiven 

Sanierungsgutachten sichert sich das Finanzinstitut 

zudem gegen eventuelle Haftungsrisiken ab, falls es 

trotz der Sanierungsbemühungen doch zu einer 

Insolvenz kommt.

Und wenn festgestellt wird, dass eine Zahlungsunfä-

higkeit besteht?

Zuleger: Dann müssen unverzüglich, jedoch spätes-

tens innerhalb von 21 Tagen Maßnahmen ergriffen 

werden, die die Zahlungsunfähigkeit beseitigen. 

Wenn die Zahlungsunfähigkeit nämlich nicht besei-

tigt werden kann, ist der Geschäftsführer zur Insol-

venzantragstellung verpflichtet. Das bedeutet aber 

nicht automatisch, dass die Sanierungsbestrebungen 

in einem solchen Fall nicht weiter durchgeführt wer-

den können. 

Sondern?

Zuleger: In Deutschland kann man die verschiede-

nen Verfahrenswege zur Restrukturierung und 

Sanierung von Unternehmen in außergerichtliche 

und gerichtliche unterscheiden. Bei dem außerge-

richtlichen Verfahren wird die Sanierungslösung 

unter Einbeziehung aller Stakeholder herbeigeführt 

und durch eine konsensuelle vertragliche Vereinba-

rung geregelt.

Und wenn eine übereinstimmende vertragliche Ver-

einbarung nicht möglich ist?

Zuleger: Früher blieb dann nur der Weg in ein Insol-

venzverfahren, wie es im Falle einer nicht beseitigten 

Zahlungsunfähigkeit ohnehin zwingend vorgegeben 

ist, und es kann dort neben der reinen Liquidation 

auch eine übertragende Sanierung unternommen 

werden. Mit dem StaRUG wurde am zum Jahres-

wechsel 2020/2021 der Rechtsrahmen für eine insol-

venzabwendende Sanierung geschaffen. Unterneh-

men können sich dadurch auf der Grundlage eines 

von den Gläubigern mehrheitlich angenommenen 

Restrukturierungsplans sanieren. Der Stabilisierungs- 

und Restrukturierungsrahmen ist also kein Insolvenz-

verfahren, sondern ein strukturiertes Reorganisati-

onsverfahren.

Der Interviewpartner:

Ralf Zuleger, Rechtsanwalt bei Sernetz 

Schäfer, München, ist seit mehr als 30 

Jahren mit der Reorganisation und Sanie-

rung von Unternehmen beschäftigt, viele 

Jahre davon in verantwortlicher Position 

in einer deutschen Großbank.

r Sanierung



Rechtsanwalt Peter Gresikowski erläutert, worauf kriselnde Unternehmen bei Sanierungskrediten und 

-konzepten achten sollten, warum die Formel „BALMP-S“ von besonderer Bedeutung ist und wie Kredit-

nehmer und Kreditgeber von einem Sanierungsgutachten profitieren.

Herr Gresikowski, was sind die wichtigsten Voraus-

setzungen für Unternehmen in ökonomischer Schief-

lage, um einen Kredit von der Bank für die Sanie-

rung zu bekommen?

Gresikowski: Spätestens, wenn ein Unternehmen in 

der Krise mit Banken über eine Tilgungsaussetzung, 

eine Verlängerung der Darlehenslaufzeiten oder die 

Vergabe von Sanierungskrediten sprechen muss, 

müssen aus Bankensicht immer zwei Fragen beant-

wortet werden: „Darf ich dieses Unternehmen sanie-

ren?“ und „Ist mir der - erlaubte - Sanierungsver-

such den von mir verlangten Aufwand wert?“. 

Was sind bei dieser Antwort die entscheidenden 

Faktoren?

Gresikowski: Wenn eine Bank die Begleitung eines 

angeschlagenen Unternehmens in Betracht zieht, 

hat sie sich ein Sanierungsgutachten des Kreditneh-

mers vorlegen zu lassen, um die Sanierungsfähigkeit 

beurteilen zu können. In der Regel wird von der 

Bank ein Sanierungsgutachten gemäß IDW S 6 vom 

Unternehmen gefordert. Dieses Gutachten ist auf-

grund der MaRisk Auflage der EZB und der BaFin 

und nach Basel-Richtlinien bei der Kreditvergabe an 

Unternehmen in der Krise zwingend erforderlich. 

Erst auf Grundlage dieses Gutachtens, das auf dem 

Sanierungskonzept des Unternehmens aufbaut, darf 

die Bank eine Entscheidung über die weitere Beglei-

tung des angeschlagenen Unternehmens treffen.

Warum bestehen Banken auf einem Sanierungsgut-

achten?

Gresikowski: Banken agieren nicht im rechtsfreien 

Raum und müssen bei ihren Entscheidungen im Kri-

senumfeld zahlreiche aufsichtsrechtliche und Haf-

tungsaspekte berücksichtigen, die in den MaRisK, 

dem Bürgerlichen Gesetzbuch, aber auch der Insol-

venzordnung, dem Strafgesetzbuch und der BGH-

Rechtsprechung zu finden sind. Mit einem Sanie-

rungsgutachten kommen Banken ihrer Verpflichtung 

nach, die Sanierungsfähigkeit eines Kreditschuldners 

zu prüfen. So hart das zunächst klingt geht es auch 

um die Antwort auf die Frage, ob es für das sanierte 

Unternehmen eine Marktberechtigung gibt. 

Worauf sollten Unternehmen bei einem Sanierungs-

konzept achten?

Gresikowski: Die Knackpunkte bei einem Sanie-

rungskonzept liegen aus Bankensicht oft in den 

Punkten der von mir so genannten „BALMP-S“-For-

mel. Damit sind die IDW-S-6-Kapitel Beschreibung, 

Analyse, Leitbild, Maßnahmenplan, Planverpro-

bungsrechnung und bankseitige Schlüssigkeitsprü-

fung gemeint. Im Bereich Analyse 

sollten zum Beispiel Ursachen für die 

wirtschaftliche Schieflage nicht ein-

fach nur aufgezählt, sondern mitein-

ander in Bezug gebracht werden. 

Zudem sind schwammige Aussagen 

zu den Insolvenzgründen keine gute 

Wahl. Eine realistische Sicht auf die 

Dinge und Transparenz sind hier 

Trumpf. Ein Leitbild, das mit dem Marktumfeld nicht 

Rechtsfragen in
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DAS IDW S 6 GUTACHTEN
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konsistent ist, wird keine Sanierung ermöglichen. 

Gleiches gilt für die vermeintlich beste Planverpro-

bungsrechnung, wenn sie nur auf aufgrund traum-

hafter Prämissen schlüssig ist. 

Können Sie den Nutzen eines Sanierungsgutachtens 

für Kreditnehmer und Kreditgeber mit einem Beispiel 

verdeutlichen?

Gresikowski: Ein Farbenhersteller hatte eine neue 

Fabrik gebaut, um sein Geschäft zukunftsfähig zu 

machen. Jedoch stellte sich die eingeplante Umsatz-

steigerung nicht ein, und die Banken, die den Neu-

bau finanzierten, wurden richtigerweise nervös. Das 

bankenseits geforderte Sanierungsgutachten eines 

externen Beraters sorgte dafür, dass die insgesamt 

elf finanzierenden Banken bei der Stange blieben, 

weil darin ein realistischer Weg für die Sanierung 

aufgezeigt wurde, der bei Zielerreichung für alle 

Beteiligten von Vorteil ist. Nach – völlig untypischen 

– zwölf Jahren bankenseitiger Sanierungsbegleitung

gab es eine neue Finanzierungsstruktur, bei der zehn

der elf Banken finanziell abgelöst wurden. Der Far-

benhersteller ist auch heute noch am Markt aktiv

und wieder Akquisitionsziel der Banken.

Der Interviewpartner:

Peter Gresikowski verfügt über mehr 

als 25 Jahre Erfahrung in der Betreuung 

von Unternehmenssanierungen, die er 

als risikoverantwortlicher Senior-Sanierer 

bei der DZ Bank AG in einer Vielzahl von 

Krisenfällen erworben hat.

DIE VORSATZANFECHTUNG IN DER SANIERUNG
Karsten Kiesel, Rechtsanwalt bei der bundesweit vertretenen Kanzlei Schultze & Braun spricht über 

die Gründe für ein IDW S6-Gutachten, aktuelle Entwicklungen der insolvenzspezifischen Haftungs

ansprüche und die Rechtsprechung zur Vorsatzanfechtung.

Herr Kiesel, auch für 2025 wird wieder ein großer 

Anstieg bei den Unternehmensinsolvenzen erwartet. 

Wann und warum verlangen Gläubiger ein IDW 

S6-Gutachten?

Kiesel: Das Bestehen eines ernsthaften und erfolg-

versprechenden Sanierungskonzepts ist im Rahmen 

einer außergerichtlichen Sanierung für verschiedene 

Akteure von Bedeutung, sollte die Sanierung später 

doch scheitern. Insbesondere Kreditinstitute können 

sich bei einer Unternehmenskrise an bestimmten 

Maßnahmen nur beteiligen, wenn durch ein Sanie-

rungsgutachten bestätigt ist, dass die Sanierung hin-

reichenden Aussicht auf Erfolg hat. 

Welche Bedeutung hat die Insolvenzanfechtung in 

der Sanierung?

Kiesel: Mit der Einführung der Insolvenzordnung 

1999 und der BGH-Rechtsprechung dazu in den 

letzten 25 Jahren ist das Anfechtungsrecht verschärft 

worden. Für die in den letzten drei Monaten vor 

Antragstellung erhaltene Zahlungen oder einge-

räumte Sicherheiten sind die Anforderungen an die 

Anfechtbarkeit durch eine Insolvenzverwalter eher 

gering. Aber auch für erheblich länger vor dem 

Insolvenzantrag liegende Zeiträume können Anfech-

tungsgefahren bestehen, die sich insbesondere in 

der Rückforderbarkeit von Zahlungen oder wirkungs-

https://www.schultze-braun.de/news/sanierungskonzept-fahrplan-fuer-die-zukunft
https://www.schultze-braun.de/news/sanierungsgutachten-die-basis-fuer-die-sanierung-schaffen
https://www.schultze-braun.de/news/sanierungsgutachten-die-basis-fuer-die-sanierung-schaffen
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losen Sicherheiten äußern können. Hier kann es hel-

fen, wenn eine erfolgversprechender Sanierungsver-

such nachgewiesen werden kann.

Wann liegt eine anfechtbare „vorsätzliche Gläubi-

gerbenachteiligung“ vor?

Kiesel: Eine Bevorzugung einzelner Gläubiger kann 

zur Anfechtbarkeit führen, auch wenn sich der Vor-

gang lange vor dem Insolvenzantrag ereignet hat. 

Die Kenntnis eine drohenden oder eingetretenen 

Zahlungsunfähigkeit spielt hier regelmäßig eine 

bedeutende Rolle. Dabei hat die Vorsatzanfechtung 

für die Betroffenen erhebliche wirtschaftliche Bedeu-

tung, weil häufig lange Zeiträume und damit hohe 

Summen geltend gemacht werden. Und regelmäßig 

gibt es neue Gerichtsentscheidungen zur Vorsatzan-

fechtung gemäß § 133 InsO, die wegen der unter 

Umständen bis zu zehnjährigen Anfechtungsfrist, 

der zeitlich am weitesten zurückreichende Anfech-

tungstatbestand ist. 

Wie hat sich die Vorsatzanfechtung in den letzten 

Jahren gewandelt?

Kiesel: Im April 2017 gab es eine Reform des 

Anfechtungsrechts mit dem Ziel diese zu erschweren, 

was allerdings in der Praxis nur geringe Auswirkungen 

hatte. Vor einigen BGH-Entscheidungen seit dem 

Jahr 2021 war es für Insolvenzverwalter vergleichs-

weise einfach, auch lange zurückliegende Zahlun-

gen an Gläubiger anzufechten und zurückzufordern. 

Erkennbare Liquiditätsprobleme beim schuldneri-

schen Unternehmen waren häufig bereits kritisch. 

Mit gleich mehreren Entscheidungen seit dem Mai 

2021 hat der BGH die Vorsatzanfechtung für Insol-

venzverwalter komplexer und schwieriger gemacht 

und Anfechtungsgegnern zusätzliche Werkzeuge an 

die Hand gegeben, um Anfechtungen abzuwehren. 

So spielen die besonderen Umstände des Einzelfalles 

eine wichtige Rolle, und die Kenntnis von der Zah-

lungsunfähigkeit eines Geschäftspartners allein 

reicht grundsätzlich nicht mehr aus, um eine Kennt-

nis der Beteiligten vom Gläubigerbenachteiligungs-

vorsatz zu belegen.

Welche Faktoren spielen inzwischen eine größere 

Rolle?

Kiesel: Die Zukunftsperspektive des Insolvenz-

schuldners im Hinblick auf die Liquiditätssituation 

bei Zahlungen und der Blick des Anfechtungsgeg-

ners darauf haben an Bedeutung gewonnen. Zudem 

werden nachträgliche Entwicklungen eher berück-

sichtigt, wenn zuvor eine erkennbare Zahlungsunfä-

higkeit eingetreten war – etwa, ob die realistische 

Aussicht bestanden hat, dass die Zahlungsunfähig-

keit in einem bestimmten Zeitraum wieder beseitigt 

werden kann. Dadurch wird die Situation für den 

Anfechtungsgegner insgesamt zwar besser, aber 

gleichzeitig auch nicht einfacher.

Der Interviewpartner:

Karsten Kiesel ist als Rechtsanwalt im 

Bereich des Insolvenzrechts tätig. Der 

Schwerpunkt seiner Tätigkeit liegt in den 

Bereichen insolvenzspezifischer Ansprü-

che, krisenspezifischer Haftung und 

Sanierungsberatung.
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